 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/6300010/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Finanzstrafsenat Salzburg 2 des Bundesfinanzgerichtes hat durch die Richter Dr. Richard
Tannert als Vorsitzenden und Dr. Peter Meister als Berichterstatter und die fachkundigen
Laienrichter Mag. Gottfried Warter und Dip.-Ing. Christian Low als weitere Mitglieder des
Senates in der Finanzstrafsache gegen 1. A, geb. xxxx, Geschaftsfliihrer, whft. XXX, als

Beschuldigten und 2. die B-GmbH, FNb, XXX, als belangten Verband, beide vertreten durch Dr.

Peter Lechenauer und Dr. Margrit Swozil, Rechtsanwalte, Hubert-Sattler-

Gasse 10, 5020 Salzburg, wegen der Finanzvergehen der Abgabenhinterziehungen gemaR §
33 Abs. 2 lit. b des Finanzstrafgesetzes (FinStrG) iber die Beschwerden des
Amtsbeauftragten vom 4. Marz 2019 gegen das Erkenntnis des Spruchsenates Il beim
Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ des Finanzamtes Salzburg-Stadt als Finanzstrafbehoérde
vom 10. Janner 2019, Strafnummern (StrNrn.) 091/2017/00094-001 und 002, in der Sitzung
am 15. Oktober 2019 nach in Abwesenheit des Beschuldigten, jedoch in Anwesenheit seines
Verteidigers Dr. Peter Lechenauer und des Amtsbeauftragten Hofrat Dr. Josef Inwinkl am

9. Oktober 2019 durchgefiihrter miindlicher Verhandlung, fortgesetzt als nichtoffentliche
Sitzung am 15. Oktober 2019, im Beisein der Schriftfliihrerin Sabine Hasenoéhrl zu Recht
erkannt:

I. Den Beschwerden des Amtsbeauftragten wird teilweise Folge gegeben und der Spruch
des im Ubrigen in seinem Rechtsbestand verbleibenden Erkenntnisses dahingehend
abgeadndert, dass er zu lauten hat wie folgt:

1. A'ist schuldig, er hat als Geschéftsflihrer und sohin Wahrnehmender der steuerlichen
Interessen der B-GmbH, FNb, im Amtsbereich des Finanzamtes Salzburg-Stadt vorsatzlich
betreffend die Lohnzahlungszeitraume Janner bis Marz, Juni bis Dezember 2014 und Janner
bis Dezember 2015 Lohnsteuern in Héhe von insgesamt € 20.700,00 (01 bis 03, 06 bis 12/14
jeweils € 870,00 und 01-12/15 jeweils € 1.000,00) nicht bis zum fiinften Tag nach Falligkeit
abgefiihrt und hiedurch Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG begangen,
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weshalb tGber ihn gemall § 49 Abs. 2 iVm § 21 Abs. 1 und 2 FinStrG eine Geldstrafe in Hohe
von

€ 3.000,00
(in Worten: Euro dreitausend)

und gemaR § 20 FinStrG fur den Fall deren Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe in
Hbhe von

zehn Tagen
verhangt werden.

A hat pauschale Verfahrenskosten nach § 185 Abs. 1 lit. a FinStrG in Héhe von € 300,00 und
allfallige Kosten eines Strafvollzuges zu tragen, welche gegebenenfalls mit gesondertem
Bescheid der Finanzstrafbehorde festgesetzt werden wiirden.

2. Die B-GmbH, FNb, ist als belangter Verband fiir die in Pkt. 1. beschriebenen
Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG ihres Entscheidungstragers A
gemaR § 3 Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG) verantwortlich, weshalb Uber sie
gemall § 28a Abs. 2, § 49 Abs. 2 iVm § 21 Abs.1 und 2 FinStrG eine Verbandsgeldbuf3e in
Hohe von

€ 2.000,00
(in Worten: Euro zweitausend)

verhangt wird.

Die B-GmbH hat pauschale Verfahrenskosten nach § 185 Abs. 1 lit. a FinStrG in H6he von
€ 200,00 zu tragen.

Il. Im Ubrigen werden die Beschwerden des Amtsbeauftragten als unbegriindet abgewiesen.

[ll. Gegen diese Entscheidung ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

A. Mit Erkenntnis vom 10. Janner 2019, StrNrn. 091/2017/00094-001 und 002, schriftlich
ausgefertigt in zwei inhaltsgleichen Dokumenten, hat der Spruchsenat Il beim Finanzamt
Salzburg-Stadt als Organ dieses Finanzamtes als Finanzstrafbehoérde die gegen A, geb. xxxx,
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Geschaftsfuhrer, und die B-GmbH, FNb, wegen des Verdachtes, dass A als Geschaftsfiihrer der
B-GmbH, sohin als Wahrnehmender deren steuerlichen Interessen, im Amtsbereich des
genannten Finanzamtes vorsatzlich unter Verletzung der Verpflichtung zur Filhrung von dem
§ 76 Einkommensteuergesetz (EStG) 1988 sowie dazu ergangener Verordnungen
entsprechenden Lohnkonten betreffend die Lohnzahlungszeitraume Janner 2014 bis
Dezember 2015 eine Verkiirzung an Lohnsteuern in Hohe von pro Jahr jeweils insgesamt

€ 20.000,00 bewirkt habe, indem auf seine Veranlassung hin die Lohne der beschaftigten
Sexdienstleisterinnen nur teilweise steuerlich erfasst worden waren und solcherart jeweils zu
niedrige Lohnsteuern errechnet und entrichtet worden waren, und dies nicht nur fiir moglich,
sondern fir gewiss gehalten und hiedurch Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. b
FinStrG begangen habe, sowie dass die B-GmbH als belangter Verband fiir die zu ihren
Gunsten begangenen Abgabenhinterziehungen ihres Geschaftsfiihrers als
Entschadigungstrager gemal § 3 Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG) verantwortlich
sei, anhadngigen Finanzstrafverfahren gemaR "§ 136 FinStrG" eingestellt, weil der Beschuldigte
die ihm vorgeworfenen Finanzvergehen nicht begangen habe oder diese zumindest ihm nicht
nachweisbar gewesen seien und im Ergebnis sohin auch der belangte Verband keine
diesbezligliche finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit zu tragen habe.

Dabei hat der Spruchsenat seinen Bescheiden folgende Feststellungen zugrunde gelegt
(Finanzstrafakt Bl. 127 ff):

Der am xxxx geborene A sei seit vielen Jahren [laut Firmenbuch: seit 16. November 2011],
darunter auch in den Jahren 2013 bis 2015 Geschaftsfiihrer der B-GmbH in XX gewesen,
welche Bordelle samt Bar und Animierbereiche [laut AuBenprifung, Arbeitsbogen: den "CCC"
und das Laufhaus "CC" an der Anschrift XXC und das Laufhaus "DDD" an der Anschrift XXX]
betreibe und beim Finanzamt Salzburg-Stadt steuerlich erfasst sei. Der Geschaftsfiihrer
beziehe ein monatliches Gehalt von netto rund € 4.000,00; er sei sorgepflichtig fir zwei
Kinder und finanzstrafrechtlich unbescholten.

In der Zeit von August 2015 bis Dezember 2016 habe bei der B-GmbH eine Lohnsteuerprifung
[AuBenprifung] betreffend den Zeitraum 1. Janner 2014 bis 31. Dezember 2015 zu ABbx
stattgefunden. Dabei wurde festgestellt, dass bis zum 30. Juni 2014 die Besteuerung der
Dienstleisterinnen des Nachtclubs und der Laufhauser [tatsachlich: nur des Nachtclubs mit
Animation und integrierten Sexdienstleistungen; sprich: des Bordells] mit einem
[monatlichen] Pauschbetrag von € 300,00 pro Dame erfolgt war, wobei flir 2012 insgesamt

€ 12.620,00, fir 2013 insgesamt € 12.180,00 und fiir Janner bis Juni 2014 € 3.300,00 an
Lohnsteuer [an das Finanzamt] abgefiihrt worden seien. Dazu wurden der Abgabenbehorde
jeweils Listen [der im Bordell unselbstandig beschaftigten Sexdienstleisterinnen] vorgelegt.

Diesen Zahlungen sei eine von den Finanzbehoérden damals praktizierte Einforderung einer
Abzugssteuer nach § 99 EStG 1988 zugrunde gelegen, bei der die Zahl der im Etablissement
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tatigen Damen zu einem bestimmten Stichtag im Monat erhoben wurde und diese Zahl dann
mit 300 multipliziert wurde. Damit ertbrigte sich eine ndhere Prifung der unselbstdandigen
Einklinfte der Damen; Umsatzsteuer war von diesen Zahlungen nicht erfasst. Die Zahlungen
habe der Beschuldigte beim Finanzamt monatlich in bar geleistet und dort "auf Verwahrung"
verbucht. Auf den Quittungen sei der Vermerk "keine Steuernummer" angefiihrt gewesen,
weshalb der Spruchsenat - wenngleich ohne weitere aktenmaRige Stiitzung - es flir moglich
hielt, dass einzelne solcher Zahlungen nicht dem Beschuldigten bzw. den Damen zugerechnet
worden waren und sich die festgestellten Zahlungen noch um weitere Betrage erhdéhen
wurden.

Aufgrund eines Erlasses des Bundesministeriums fir Finanzen vom 18. Juni 2014, GZ. BMF-
010203/0243-VI/B/2014, wurde dieses System mit 30. Juni 2014 aufgegeben und die
Animierdamen ab Juli 2014 als nichtselbstandig beschaftigte Arbeitnehmerinnen bei der XX
Gebietskrankenkasse angemeldet; wobei in einer Ubergangsphase der Beschuldigte einerseits
vom Finanzamt weggeschickt worden sei, wenn er weiterhin Einzahlungen leisten wollte, und
andererseits die XX Gebietskrankenkasse Anmeldungen verweigert habe, weil sie die Damen
zunachst noch als selbstandig Erwerbstatige angesehen habe. Daraufhin habe sich die mit der
Lohnverrechnung beauftragte steuerliche Vertretung der B-GmbH um die Angelegenheit
gekiimmert, was dazu gefiihrt habe, dass jene Damen, welche auch im Animierbereich
arbeiteten, ab 1. Juli 2017 bei der XX Gebietskrankenkasse angemeldet gewesen waren und
fir diese Damen Lohnkonten gefiihrt worden waren.

Es stehe nicht fest, dass der Beschuldigte bzw. die B-GmbH in den Jahren 2014 und 2015 nicht
alle Damen angemeldet gehabt hatten. Die Damen hatten fiir ihre Tatigkeit im Animierbereich
jeweils ein Gehalt bezogen, fir welches - so die Vermutung des Spruchsenates - aufgrund
seiner Hohe keine Lohnsteuer angefallen ware; aus diesem Grund ware es ab 1. Juli 2014
auch nicht zur Abfuhr von Lohnsteuer gekommen. Soweit die Damen als Prostituierte
arbeiteten, waren sie, so die aktenwidrige Meinung des Spruchsenates, von der
Abgabenbehorde als selbstandig Erwerbstatige behandelt worden, welche fiir die Nutzung
der einzelnen Zimmer an die B-GmbH Mietentgelt zu bezahlen hatten (welche sie selbst als
Betriebsausgaben geltend machen hatten kénnen).

Der Prifer ware bei der AuBenpriifung insbesondere davon ausgegangen, dass die B-GmbH
im ersten Halbjahr 2014 zu wenige Damen der € 300,00-Regelung unterworfen hatte und fir
den nachfolgenden Zeitraum Lohnsteuer bezahlen hatte missen. Der Priifer und der
Beschuldigte bzw. die B-GmbH hétten sich pauschal auf eine Nachforderung an Lohnsteuer
fir die Lohnzahlungszeitraume der Jahres 2014 und 2015 in Héhe von € 40.000,00 geeinigt,
ohne dass eine konkrete Zuordnung erfolgt ware.
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Dem Amtsbeauftragten ware es weder gelungen, darzustellen oder gar nachzuweisen, dass
vor Juli 2014 zu wenige Damen gemeldet waren, noch dass die Damen ab Juli 2014 tatsachlich
ein hoheres Gehalt [Arbeitslohn] bezogen hatten als gegenliber den Behdrden angegeben.

B. Gegen diese Entscheidung des Spruchsenates hat der Amtsbeauftragte innerhalb offener
Frist Beschwerde erhoben und eine angemessene Bestrafung des Beschuldigten wegen
Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. b FinStrG gefordert, wobei ausgefiihrt wurde
wie folgt (Finanzstrafakt Bl. 165 ff):

In den Jahren 2012 und 2013 sei von der B-GmbH fiir die Versteuerung der
Sexdienstleisterinnen ein [monatlicher] Pauschalbetrag von € 300,00 pro Dame an

das Finanzamt abgeflihrt worden. Fiir 2014 sei nur mehr insgesamt ein Betrag von € 3.300,00
bei Finanzamt entrichtet worden. Fiir 2015 wurde Gberhaupt nichts mehr entrichtet.

Ab Juli 2014 seien die Damen als nichtselbstandig Beschaftigte bei der XX
Gebietskrankenkasse gemeldet gewesen. Dabei wurden 2014 51 Animierdamen und 2015 70
Animierdamen gemeldet.

Es entsprache nicht der Lebenserfahrung, dass ein Bordell ganzlich aus Animierdamen
bestehe. Vielmehr werde die Tatigkeit der Animierdamen zu einem betrachtlichen Teil auch
im Erbringen von Sexdienstleitungen bestehen. AulSer den Animierdamen gebe es auch noch
Kellner und Kellnerinnen an der Bar, welche die Gaste zum Essen und Trinken animierten,
sodass die Animierdamen diesbezliglich in ihrer Tatigkeit eingeschrankt gewesen seien.

Fest stehe auch, dass der Beschuldigte als Bordellbetreiber 2012 fiir rund 40 Damen und 2013
fir rund 42 Damen, die (auch) Sexdienstleistungen erbringen, einen Pauschalbetrag abgefihrt
hat, wahrend von ihm im Jahre 2014 nur mehr fiir 11 Damen, die (auch) Sexdienstleistungen
erbringen, ein Pauschalbetrag wurde und 2015 von ihm fiir keine Sexdienstleisterinnen eine
Pauschalbetrag abgefiihrt wurde. Auch ware vom Beschuldigten als Bordellbetreiber keine
Lohnsteuer fiir die Damen an das Finanzamt abgefiihrt worden.

Daraus sei ableitbar, dass einerseits eine Diskrepanz zwischen den dem Finanzamt
gemeldeten Damen und den bei der GKK gemeldeten Animierdamen bestanden habe und
andererseits die Sexdienstleistungen der Animierdamen weder von den Damen noch vom
Bordellbetreiber versteuert worden sind, weil sie vom Beschuldigten bei der GKK nur als
Animierdamen (ohne Sexdienstleistungen) und als geringfiigig gemeldet worden sind. Bei
Einbeziehung der Sexdienstleistungen der Damen ware die jeweilige Geringfligigkeitsgrenze
Uberschritten worden und hatte zur Lohnsteuerpflicht geflhrt.

Vom Spruchsenat sei die Diskrepanz zwischen den dem Finanzamt gemeldeten und der GKK
gemeldeten Damen nicht entsprechend gewtrdigt worden, ebenso wenig, dass bei den
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Leistungen der Animierdamen auch Sexdienstleistungen anfallen und dass es in einem Bordell
nicht nur Animierdamen - ohne Sexdienstleistungen - gibt.

Weiters sei vom Spruchsenat nicht gewlirdigt worden, dass durch die Vorgangsweise des
Beschuldigten keine Steuer fiir die Sexdienstleistungen der Damen an das Finanzamt
entrichtet worden ist.

Seit 2002 habe der VwGH in standiger Rechtsprechung entschieden, dass samtliche in einem
Nachtclub angebotenen Leistungen (so auch Sexdienstleistungen) von den Bordellbetreibern
vereinnahmt werden, wobei fiir die Bordellbetreiber die Entlohnung der Madchen bei der
Korperschaftsteuer ohnehin als Aufwand beriicksichtigt werde (siehe VwWGH 19.4.2007,
20004/15/0037 betreffend einen XX Fall, vertreten durch den Verteidiger des Beschuldigten).
Das heiRt, dass dann, wenn der Bordellbetreiber die Infrastruktur wie Bar, Separees usw. den
Madchen zur Verfligung stelle, diese in die Organisation des Bordells derart eingebunden
sind, dass sie als unselbstdndig Erwerbstatige anzusehen seien. Dass der Beschuldigte die
Madchen als unselbstandig Erwerbstatige ansehe, zeige [sich] auch [daraus], dass er die
Animierdamen bei der GKK als geringfligig angestellt gemeldet habe.

Der Beschuldigte habe einerseits gewusst, dass er die Betrage von € 300,00 pro Dame 2014
nur zu einem geringen Teil und 2015 UGberhaupt nicht abfiihrte, und andererseits, dass er
2014 fiir keine der Damen und 2015 nur fir ein paar Damen Lohnsteuer abfiihrte.

Weiters habe der Beschuldigte gewusst, dass die Animierdamen zu einem betrachtlichen Teil
auch Sexdienstleistungen erbringen. Damit ware dem Beschuldigten sehr wohl bewusst
gewesen, dass die Sexdienstleistungen der Animierdamen nicht bzw. nicht in dem Ausmal
wie tatsdchlich erbracht versteuert worden waren, womit auch die subjektive Tatseite

des § 33 Abs. 2 lit b FinStrG erflllt sei.

C. Hinsichtlich der personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse des Beschuldigten hat der
Verteidiger in der miindlichen Verhandlung am 9. Oktober 2019 auf Befragen vorgetragen wie
folgt: Sein Mandant sei vor dem Spruchsenat zu seinen persdnlichen und wirtschaftlichen
Verhaltnissen befragt worden. Ein vom Spruchsenat festgestelltes Nettogehalt von € 4.000,00
konne zutreffen; es werde jedenfalls ordnungsgemal versteuert. A sei sorgepflichtig fiir zwei
Kinder im Alter von - soweit erinnerlich - 9 und 18 Jahren, welche zeitweise mit ihm und
seiner Lebensgefahrtin an der Ladungsadresse in einem gemeinsamen Haushalt leben. Die
ndaheren Umstande seines Vermogens seien dem Verteidiger nicht bekannt, A habe aber
jedenfalls keine Schulden. Gesundheitlich geht es ihm seines Wissens nach gut.

Laut Abfrage Finanzauskunft 4.0 vom 10. Mai 2020 hat das steuerpflichtige Einkommen des
Beschuldigten laut Einkommensteuerbescheid fiir das Veranlagungsjahr 2018 € 73.463,54
betragen; fiir 2019 wurden fiir den Beschuldigten von der B-GmbH Bruttobeziige in Hohe von
€ 123.576,46 gemeldet; dass ergibt verteilt auf 12 Monate einen Nettogehalt von rund

€ 5.000,00 (wenngleich offiziell laut Firmenbuch seit 29. November 2018 eine gewisse E, geb.
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xxxe, als Geschaftsflhrerin ausgewiesen ist). Seit 25. Juli 2019 fungiert A laut Firmenbuch als
Geschaftsfihrer der F-GmbH, FNf, deren Gesellschaftsanteile von der G-GmbH, FNg, gehalten
werden; Gesellschafter-Geschaftsfiihrer ist wiederum der Beschuldigte; Anschrift wie

oben XXC

D. Hinsichtlich der gesellschaftsrechtlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse der B-GmbH als
belangten Verband wurde in der zitierten mindlichen Verhandlung vom Verteidiger
vorgetragen wie folgt: Der Geschaftsbetrieb der B-GmbH sei nach wie vor aufrecht,
wenngleich sich die Rahmenbedingungen verschlechtert haben, da ein hoher
Investitionsbedarf besteht und aufgrund der hohen rechtlichen Auflagen ein groRer
Mitarbeiterstab gehalten werden muss. Es finde aber eine standige Abstimmung mit den
Behorden statt. Konkret in Bezug auf das Verhaltnis zum Finanzamt Salzburg-Stadt:
Unmittelbar nach Ergehen des verfahrensgegenstandlichen Erkenntnisses wurde mit einer
Prifung der Lohnabgaben betreffend die Folgejahre begonnen. Erganzend der
Amtsbeauftragte: Dieses Verfahren sei noch nicht abgeschlossen.

Nunmehrige Anmerkung: Einer Abfrage des Abgabenkontos vom 9. Mai 2020 sind keine
etwaigen Vorschreibungen von Lohnabgaben fiir 2016 oder 2017 aufgrund einer
Anschlussprifung zu entnehmen. Laut Abfrage des Abgabenkontos der B-GmbH besteht mit
Stichtag vom 9. Mai 2020 ein Guthaben von -€ 10.273,04.

Aus den vom Amtsbeauftragten in der mindlichen Verhandlung vorgelegten Ausdrucken der
Umsatz- und Korperschaftsteuerbescheide betreffend die B-GmbH fiir das

Veranlagungsjahr 2017 vom 4. Juni 2019 erschlief3t sich ein Umsatz von € 935.010,24 und ein
erklarter Gewinn von € 185.904,06; die spatere Abfrage der Bescheide fir das
Veranlagungsjahr 2018 vom 5. November 2019 erbrachte sogar eine weitere Steigerung von
Umsatz und Gewinn. Diese Wirtschaftskraft ist aber wohl nunmehr zumindest voriibergehend
durch die Einwirkung der Covid-19-Pandemie entsprechend reduziert, weil derzeit sowohl der
Bordellbetrieb als auch die Auslibung der Sexdienstleistungen in den Laufhdausern behérdlich
untersagt ist. Es ist also wohl davon auszugehen, dass die B-GmbH derzeit sogar in ihrer
wirtschaftlichen Existenz bedroht ist, zumindest aber derzeit bei geschlossenem
Etablissement von ihrer finanziellen Substanz zehren muss.

E. Im Zuge der miindlichen Verhandlung am 9. Oktober 2019 wurde der strafrelevante
Sachverhalt ausfiihrlich eroértert und den Parteien eine Analyse der Akten- und Beweislage
durch den Senatsvorsitzenden vorgestellt, wobei dem Verteidiger noch Gelegenheit zur
Riicksprache mit seinem Mandanten gegeben wurde. Verteidigung und Amtsbeauftragter
haben auf die Fortsetzung der Sitzung des Bundesfinanzgerichtes als miindliche Verhandlung
verzichtet.

F. Nach Einlangen einer zustimmenden AuRerung der Verteidigung wurde die gegenstindliche
Beschwerdesache gemals § 160 Abs. 3 FinStrG in nichtoffentlicher Sitzung abgeschlossen. Dies
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war moglich, weil das Parteiengehér gewahrt gewesen ist und die Beweisaufnahme zur
Willensbildung des entscheidenden Senates im Wesentlichen bereits abgeschlossen gewesen
ist. Weitere erganzende AuRerungen der Parteien sind nicht eingelangt.

Zur Entscheidung wurde erwogen:

1. Gemal § 76 EStG 1988 idFd BGBI | 2004/180 war im verfahrensgegenstandlichen Zeitraum,
also hier fiir die Lohnzahlungszeitraume der Jahre 2014 und 2015, ein Arbeitgeber bzw. der
Wahrnehmende seiner steuerlichen Interessen (hier der Beschuldigte A als Geschaftsfuhrer
der B-GmbH, FNb) verpflichtet, fir jeden seiner Arbeitnehmer ein Lohnkonto zu fiihren, in
welchem bestimmte Informationen betreffend den Arbeitnehmer zu erfassen waren. Welche
Informationen dies gewesen sind, war teilweise direkt der gesetzlichen Bestimmung, teilweise
aber auch einer erganzenden Verordnung zu entnehmen, hier der Verordnung des
Bundesministers fir Finanzen, mit der Daten, die in ein Lohnkonto einzutragen sind, sowie
Erleichterungen bei der Lohnkontenfiihrung ab 2006 festgelegt werden
(Lohnkontenverordnung 2006), BGBI 1l 2005/256 idFd BGBI 11 2013/84.

GemalR § 79 Abs. 1 EStG 1988 hatte im strafrelevanten Zeitraum ein Arbeitgeber bzw. der
Wahrnehmende seiner steuerlichen Interessen (hier in Frage kommend wiederum A als
Geschaftsfuhrer der B-GmbH, FNb) die gesamte Lohnsteuer, die in einem Kalendermonat von
den (ausbezahlten) Lohnen einzubehalten war, spatestens am 15. Tag nach Ablauf des
Kalendermonates in einem Betrag an das Finanzamt der Betriebsstatte abzufiihren.

2. Bis einschlieRlich Marz 2014 wurde abweichend von den obigen Bestimmungen hinsichtlich
der Animierdamen und Sexdienstleisterinnen in Animierlokalen und Bordellen die diese
Personen betreffenden Lohnsteuern auch in Form einer Abzugssteuer im Sinne des § 99

Abs. 1 7.1 EStG 1988 erhoben, als die Einklinfte der Animierdamen und Sexdienstleisterinnen
als Einklnfte aus im Inland ausgelibter Tatigkeit einer Mitwirkenden an
Unterhaltungsdarbietungen qualifiziert wurden, flir welche etwa pauschal Einkommensteuer
in Hohe von monatlich € 300,00 pro Person vom Schuldner ihrer Entlohnung (dem
Bordellbetreiber: hier die B-GmbH bzw. dem Wahrnehmenden ihrer steuerlichen Interessen,
hier dem Geschaftsfiihrer A) an die zustandige Abgabenbehdrde abzufiihren war. Diese
Vorgangsweise der Finanzverwaltung konnte aufgrund der entgegenstehenden
Rechtsprechung des Bundesfinanzgerichtes bzw. seiner Vorlauferin, des damaligen
Unabhéangigen Finanzsenates (z.B. UFS 22.3.2005, RV/0442-W/04; UFS 18.12.2007, RV/0089-
W/05) und des Verwaltungsgerichthofes (z.B. VWGH 16.2.1983, 82/13/0208; VWGH
22.9.1992, 92/14/0047; VWGH 4.4.2001, 99/09/0156; VWGH 22.9.2005, 2003/14/0002; VWGH
19.4.2007, 2004/15/0037; jeweils mit weiteren Zitierungen) sowie der Lehre (z.B.
Jakom/Marschner EStG, 2019, § 99 Rz 12) und der sich solcherart verfestigenden
steuerrechtlichen Beurteilung der Entlohnung der beschaftigten Damen auf Dauer nicht
aufrecht erhalten werden und wurde daher auch mit dem oben zitierten Erlass des
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Bundesministeriums fur Finanzen vom 14. Janner 2014, mit Wirkung ab dem 1. April 2014,
abgeschafft.

3. Wenn also wie im gegenstandlichen Fall die B-GmbH mit dem "CCC" im Gebaude "unten"
an der Anschrift XXC einen Animierbetrieb unterhalten hat ("oben" befand sich das Laufhaus,
siehe Zeugenaussage Priifer, Finanzstrafakt Bl. 122), in welchem in einer wirtschaftlichen
Gesamtbetrachtung und nach dem Verstandnis der Gaste neben der Méglichkeit, Getranke zu
konsumieren, eine erotische Animation und Sexdienstleistungen geboten wurden, wobei die
Anbahnung im Lokal stattfand, die dienstleistenden Damen in die betriebliche Organisation
des Unternehmens eingebunden waren, die Preisgestaltung und Werbung durch den
Barbetreiber erfolgte (siehe z.B. die Flyer im Arbeitsbogen), so sind die den darin
beschaftigten Animierdamen zugekommenen Bezlige und Vorteile, unabhangig von der
duBeren Form, zur Ganze Bemessungsgrundlage fiir die Lohnsteuer im Sinne des § 25 Abs. 1
Z.1 EStG 1988 gewesen, unabhangig davon, ob ein Teil der Entlohnung ihnen deswegen
zugekommen ist, weil sie Sexdienstleistungen erbracht haben.

4. GemaR § 33 Abs. 2 lit. b FinStrG idFd BGBI | 2010/104 machte sich ein derartiger
Wahrnehmender der steuerlichen Interessen eines Arbeitgebers einer Abgabenhinterziehung
schuldig, wenn er vorsatzlich unter Verletzung der Verpflichtung zur Fiihrung von dem § 76
des Einkommensteuergesetzes (EStG) 1988 sowie dazu ergangener Verordnungen eine
Verkiirzung von Lohnsteuer bewirkt und dies nicht nur fiir moglich, sondern fiir gewiss
gehalten hat. Die Verkirzung war eingetreten, wenn die Lohnabgaben, also hier die
Lohnsteuern, nicht bis zum Ablauf des jeweiligen Falligkeitstages abgefiihrt worden waren

(§ 33 Abs. 3 lit. b FinStrG).

Dieser Tatbestand einer Abgabenhinterziehung hat also zwei Elemente enthalten, namlich die
zumindest bedingt vorsatzliche Verletzung der abgabenrechtlichen Verpflichtung zur Fiihrung
eines ordnungsgemafRen Lohnkontos fiir einen Arbeitnehmer und eine zumindest
wissentliche Nichtabfuhr der Lohnsteuer bis zum Ablauf des jeweiligen Falligkeitstages.

5. Ist etwa die schuldhafte Verletzung der Verpflichtung zur Flihrung eines solchen
Lohnkontos oder die zumindest wissentliche Nichtabfuhr zum Ablauf des Falligkeitstages nicht
erweislich, verbleibt noch der Tatbestand einer blofRen Finanzordnungswidrigkeit nach § 49
Abs. 1 lit. a FinStrG, wenn die Lohnsteuer betreffend einen bestimmten
Lohnzahlungszeitraum zumindest bedingt vorsatzlich nicht spatestens jeweils am flinften Tag
nach Félligkeit an die zustandige Abgabenbehorde abgefiihrt worden ist (es sei denn, dem
Finanzamt ware bis zu diesem Zeitpunkt die Hohe der geschuldeten Abgaben bekannt
gegeben worden - was hier nicht geschehen ist).

Mit anderen Worten: Eine Strafbarkeit wegen Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs. 2 lit. b
FinStrG konsumiert eine bloRe Finanzordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG
beziglich dieser Lohnsteuern; entfillt die Strafbarkeit wegen Abgabenhinterziehung nach
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§ 33 Abs. 2 lit. b FinStrG (weil sie etwa nicht erweislich ist), lebt die Strafbarkeit wegen einer
Finanzordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG wieder auf.

6. Bedingt vorsatzlich handelte dabei nach § 8 Abs. 1 FinStrG derjenige, der einen Sachverhalt
verwirklichen wollte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht; dazu genlgte es, dass der
Tater diese Verwirklichung ernstlich fir moglich gehalten und sich mit ihr abgefunden hat.

Wissentlich handelte gemaR § 5 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) jemand, der den Umstand oder
den Erfolg, fir den das Gesetz Wissentlichkeit voraussetzt, nicht blof fiir moglich, sondern ein
Vorliegen oder Eintreten fir gewiss gehalten hat.

7. Gemal § 98 Abs. 3 FinStrG haben die Finanzstrafbehorden - und gemaRk § 157 FinStrG auch
das Bundesfinanzgericht - unter Berlicksichtigung der Ergebnisse des Verfahrens nach freier
Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht;
bestehen Zweifel, so darf die Sache nicht zum Nachteil des Beschuldigten angenommen
werden. Dabei ist der Nachweis nicht nur hinsichtlich der objektiven, sondern auch
hinsichtlich der subjektiven Tatseite zu flihren. Bleiben Zweifel bestehen, sind diese somit
zugunsten des Beschuldigten beachtlich.

8. Den Akten ist nun folgender strafrelevanter Sachverhalt zu entnehmen:

8.1. Betreffend die Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2012 wurden von der B-GmbH durch
ihren Geschaftsflihrer A fiir die im "CCC" beschaftigten Damen insgesamt € 12.620,00
entrichtet (Prifungsfeststellung, Finanzstrafakt Bl. 14). Das ergdbe bei einem monatlichen
Pauschalbetrag von € 300,00 pro Dame und der Annahme, dass das Etablissement wahrend
des ganzen Jahres geoffnet gewesen ist, lediglich eine Abfuhr an Einkommensteuer bzw.
Lohnsteuer fiir dreieinhalb Beschaftigte. Dabei wurden regelmaRig flir einzelne Beschaftigte
auch geringere Pauschalbetrdage berechnet, moglicherweise weil die Damen geringere Zeiten
als einen Monat tatig waren. Die Betrage wurden durchaus auch verspatet blockweise
entrichtet, so am 29. Marz 2013 fiir die Monate Juli bis Dezember 2012, wobei eine
betragliche Zuordnung pro Monat vorgenommen wurde (Abfrage Abgabenkonto der GmbH).
Aus dieser dem Geschaftsfiihrer bekannten Aufteilung erschliel3t sich auch sein Verstandnis,
dass die Betrage zwar im nachhinein, aber wohl nicht viele Monate verspatet zu bezahlen
waren. Aus einer im Arbeitsbogen befindlichen Auflistung der Zahlungen fiir 2012 ergibt sich
sogar eine Zahlung von insgesamt € 19.520,00, wobei diese Auflistung aber zum grof3ten Teil
Betrage von € 300,00 enthalt, was Vielfacher ergibt, welche mit den tatsachlich vom
Finanzamt verzeichneten Eingangen nicht (ibereinstimmen, sodass die Moglichkeit besteht,
dass zwar solcherart alle aus der Sicht des Geschaftsfiihrers falligen Betrage verzeichnet
wurden, jedoch lediglich Teilbetrdage von ihm bezahlt wurden. Im Zweifel zugunsten fiir

den Beschuldigten ist aber fiir Zwecke des Finanzstrafverfahrens davon auszugehen, dass
nach seinem Verstdandnis mit der Bezahlung der insgesamt € 12.620,00 die abgabenrechtliche

10 von 17



Seite 11 von 17

Verpflichtung zur Abfuhr von Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer fiir die im Nachtclub tatigen
Animierdamen bzw. Sexdienstleisterinnen nachtraglich erfillt worden ist.

8.2. Betreffend die Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2013 wurden von der B-GmbH durch
ihren Geschaftsfihrer A fir die im "CCC" beschaftigten Damen insgesamt € 12.180,00
entrichtet (Prifungsfeststellung, Finanzstrafakt Bl. 14). Das ergdbe bei einem monatlichen
Pauschalbetrag von € 300,00 pro Dame und der Annahme, dass das Etablissement wahrend
des ganzen Jahres gedffnet gewesen ist, lediglich eine Abfuhr an Einkommensteuer bzw.
Lohnsteuer fir 3,38 Beschaftigte. Laut den an den Priifer (ibergebenen "Finanzamtslisten" fir
die Monate Juni bis Dezember 2013 waren in diesen Monaten zwischen 5 bis 6 Damen
anwesend, wobei aber regelmalig auch geringere Pauschalbetrdge berechnet

wurden, moglicherweise weil die Beschaftigten geringere Zeiten als einen Monat tatig waren.
Die Betrage wurden durchaus auch verspatet entrichtet, so am 29. Marz 2013 fiir die Monate
Janner und Februar 2013, am 6. August 2013 fiir die Monate Marz bis Mai 2013, sowie am
30. Janner 2014 fiir die Monate Juni bis Dezember 2013, wobei eine betragliche Zuordnung
pro Monat vorgenommen wurde (Abfrage Abgabenkonto der GmbH). Aus dieser dem
Geschaftsfuhrer bekannten Aufteilung erschlief8t sich auch sein Verstandnis, dass die Betrage
zwar im nachhinein, aber wohl nicht viele Monate verspatet zu bezahlen waren. Aus einer im
Arbeitsbogen befindlichen Auflistung der Zahlungen bis zum 6. August 2013 ergibt sich sogar
eine Zahlung von insgesamt € 9.170,00, wobei diese Auflistung aber zum grofRten Teil Betrage
von € 300,00 enthalt, was Vielfacher ergibt, welche mit den tatsachlich vom Finanzamt
verzeichneten Eingdangen von € 6.070,00 nicht ibereinstimmen, sodass die Moglichkeit
besteht, dass zwar solcherart alle aus der Sicht des Geschaftsfiihrers falligen Betrage
verzeichnet wurden, jedoch lediglich Teilbetrage von ihm bezahlt wurden. Im Zweifel
zugunsten fur den Beschuldigten ist aber flir Zwecke des Finanzstrafverfahrens davon
auszugehen, dass nach seinem Verstandnis mit der Bezahlung der insgesamt € 12.180,00 die
abgabenrechtliche Verpflichtung zur Abfuhr von Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer fiir die
im Nachtclub tatigen Animierdamen bzw. Sexdienstleisterinnen nachtraglich erfillt worden
ist.

8.3. Betreffend die Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2014 wurden von der B-GmbH durch
ihren Geschaftsflihrer A fiir die im "CCC" beschaftigten Damen lediglich noch fiir die Monate
April € 1.800,00 (also fiir 6 Damen) und Mai € 1.500,00 (also fiir 5 Damen) eine
Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer entrichtet (Priifungsfeststellung, Finanzstrafakt Bl. 14).
Weitere derartige Zahlungen fiir die Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2014 erfolgten nicht
mehr (Kontoabfrage). Wenngleich im Werbematerial des Nachtclubs von "immer bis zu 30
Top Girls im Club" (Arbeitsbogen) die Rede ist, wird im Zweifel zu Gunsten fiir den
Beschuldigten davon auszugehen sein, dass sich die Beschaftigungslage tatsachlich im
Vergleich zu den Vorjahren wohl nicht wesentlich gedndert hat. Da die Damen ab Juli 2014 bei
der XX Gebietskrankenkasse angemeldet wurden, sind fir sie wohl spatestens ab diesen
Zeitpunkt auch - wenngleich nur unvollstiandige - Lohnkonten gefiihrt worden, in welchen
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offenkundig die ihnen zugekommene Entlohnung fir ihre Sexdienstleistungen nicht enthalten
gewesen ist. Insgesamt wurden fur 2014 42 (Abfrage EDV, Arbeitsbogen: sogar 93) Lohnzettel
Ubermittelt, in welchen nur eine Lohnsteuer in Hohe von € 243,04 ausgewiesen war
(Finanzstrafakt Bl. 16). Laut Dienstnehmerabfrage bei der Sozialversicherung waren von Seite
der B-GmbH im Jahre 2014 51 Damen gemeldet worden (Finanzstrafakt Bl. 59 ff). Von Seite
des GPLA-Prifers wurde die Summe an nicht abgefiihrten Lohnsteuern griffweise mit

€ 20.000,00 geschatzt. Wenngleich diese Schatzung durchaus auch von der Aktenlage gestitzt
wird (siehe die eigene betragliche Auflistung des Unternehmens fiir 2012 mit € 19.520,00),
besteht auch die nicht ganzlich auszuschlieRende Moglichkeit, dass diese Schatzung zu hoch
ausgefallen ware.

8.4. Betreffend die Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2015 wurden von der B-GmbH durch
ihren Geschaftsfiihrer A flir die im "CCC" beschaftigten Damen gar keine Einkommensteuer
bzw. Lohnsteuer mehr entrichtet (Prifungsfeststellung, Finanzstrafakt Bl. 14; Kontoabfrage).
Wenngleich im Werbematerial des Nachtclubs von "immer bis zu 30 Top Girls im Club"
(Arbeitsbogen) die Rede ist, wird im Zweifel zu Gunsten fiir den Beschuldigten davon
auszugehen sein, dass sich die Beschaftigungslage tatsachlich im Vergleich zu den Vorjahren
wohl nicht wesentlich geandert hat. Da die Damen nun bei der XX Gebietskrankenkasse
angemeldet wurden, sind fiir sie wohl spatestens ab diesen Zeitpunkt auch - wenngleich nur
unvollstdandige - Lohnkonten geflihrt worden, in welchen offenkundig die ihnen
zugekommene Entlohnung fir ihre Sexdienstleistungen nicht enthalten gewesen ist.
Abgefihrt wurde insgesamt lediglich ein Betrag von € 903,10 an Lohnsteuern (Abgabenkonto,
Finanzstrafakt Bl. 145). Laut Dienstnehmerabfrage bei der Sozialversicherung waren von Seite
der B-GmbH im Jahre 2015 70 Damen gemeldet worden (Finanzstrafakt Bl. 66 ff). Von Seite
des GPLA-Priifers wurde die Summe an nicht abgefiihrten Lohnsteuern griffweise mit

€ 20.000,00 geschatzt. Wenngleich diese Schatzung durchaus auch von der Aktenlage gestiitzt
wird (siehe die eigene betragliche Auflistung des Unternehmens fiir 2012 mit € 19.520,00),
besteht auch die nicht ganzlich auszuschliefende Mdoglichkeit, dass diese Schatzung zu hoch
ausgefallen ware.

8.5. Die Person des A stellt sich in der gegenstandlichen Finanzstrafsache als intelligenter und
erfolgreicher Geschaftsmann dar, welcher sich bezogen auf seine Unternehmenssparte -
schon als unabdingbare Voraussetzung fiir seine geschaftlichen Entscheidungen - zeitnah mit
den rechtlichen Grundlagen seines Gewerbes vertraut machen musste und solcherart - wie
von der Verteidigung angesprochen - auch in bestandigem Kontakt mit den Behorden,
darunter eben auch mit den Abgabenbehotrden, gestanden ist. Insoweit ist ihm mit der fiir ein
Finanzstrafverfahren notwendigen Sicherheit auch ein zumindest durchschnittliches
abgabenrechtliches Basiswissen zuzurechnen. Auch ist wohl viel strapaziertes Allgemeingut
und Gegenstand der Kritik der Unternehmer, dass wohl in aller Regel Besteuerungen
wesentlicher abgabenrechtlicher Vorgange wie Lohnzahlungen an Beschaftigte nicht einfach
aufhoren. Es ist daher fir A vollig unlogisch und wider seinem Erfahrungswissen gewesen,
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dass ab April oder ab Juli 2014 nun einfach die bei der B-GmbH im "CCC" tatigen
Animierdamen keine Lohnsteuer oder Einkommensteuer mehr bezahlen mussten bzw. ihr
Arbeitgeber eine derartige Steuer nicht mehr einbehalten und abfiihren musste. Noch
deutlicher war ihm die abgabenrechtliche Abfuhrverpflichtung seiner GmbH fiir die Monate
Janner bis Madrz 2014 vor Augen geflihrt, wenn er flr die nachfolgenden Monate Zahlungen
geleistet hat, dies aber fiir die genannten Zeitraume unterlassen hat.

Andererseits steht einem solchen Wissen um die Abfuhrverpflichtung der B-GmbH auf Seite
des Beschuldigten argumentativ entgegen, dass eben - wie oben ausgefiihrt - ab April 2014
sich auf Seite des Fiskus die konkrete steuerliche Beurteilung gedandert hatte und zuvor nach
Meinung des Finanzamtes auch keine Lohnkonten fir die Sexdienstleisterinnen zu flihren
waren.

In Abwdgung dieser Argumente ergibt sich flir das Bundesfinanzgericht hinsichtlich der
subjektiven Tatseite zu Gunsten des Beschuldigten nur ein eingeschrankter Nachweis eines
schuldhaften Verhaltens des A: Nicht beweisbar ist im Zweifel, dass der Beschuldigte
absichtlich oder wissentlich gehandelt hat. Wohl aber hat er jedenfalls in Anbetracht seines
Erfahrungswissens es ernstlich fir moglich gehalten, dass eine steuerliche Vorgangsweise, wie
ab Juni bzw. Juli 2014 von der B-GmbH praktiziert und bei welcher der Lohn der
Animierdamen ohne steuerliche Belastung geblieben ware, nicht korrekt sein kann;
zumindest Steuern in gleicher Hohe wie in den Vorjahren sollten - so das ihm zu
unterstellende Verstandnis - weiterhin anfallen. Noch sicherer ist er sich fiir die Monate
Janner bis Marz 2014 gewesen, bei welchen er ohnehin noch die libliche Abfuhrpflicht der
GmbH angenommen hat.

Dennoch aber ist er untatig geblieben und hat fiir die Lohnzahlungszeitraume Janner bis
Marz, Juni bis Dezember 2014 sowie Janner bis Dezember keine Abfuhr einer Steuer von den
Lohnzahlungen an die Animierdamen mehr veranlasst und sich damit abgefunden. Dabei war
die plotzliche Nichtbesteuerung der Lohnzahlungen derart ungewoéhnlich, dass ihn auch eine
allfallige Beteuerung der die Lohnverrechnung vornehmenden Personen von der Richtigkeit
des Ergebnisses nicht von seinen ernsthaften Zweifeln abbringen hatten kénnen: Irgendwo
musste jedenfalls ein gravierender Fehler bestehen, den es zu finden gegolten hatte - allein,
es ist nichts derartiges geschehen und er hat keine Abfuhr von Lohnsteuer bis zum Ablauf der
Falligkeitstage bzw. bis jeweils zum Ablauf des flinften Tages danach veranlasst. Hatte er
Riicksprache bei der Abgabenbehorde gehalten, hdtte man ihn informiert, dass auch die
Entlohnung fir die Sexdienstleistungen steuerpflichtig gewesen sind. Wann die Zahlungen
eigentlich fallig waren, war fiir ihn aus den Zahlungsvorgangen bezliglich der geringen
tatsachlich geleisteten Lohnabgaben abzuleiten.

Bei diesem Vorwurf gegeniiber dem Beschuldigten war aber andererseits - wie erwahnt -
auch nicht mit der fiir ein Finanzstrafverfahren erforderlichen Sicherheit zu begriinden, dass
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er es nun auch fir ernsthaft moéglich gehalten hatte, dass die Steuerbelastung sogar héher als
in den Vormonaten ausgefallen ware.

8.6. A hat daher im Zweifel zu seinen Gunsten lediglich eine bedingt vorsatzliche Nichtabfuhr
von Lohnsteuer betreffend die genannten Animierdamen fir die Lohnzahlungszeitraume
Janner bis Marz, Juni bis Dezember 2014 und Janner bis Dezember 2015 in vergleichbarer
Hohe entsprechend den Vorjahren zu verantworten.

Die abgefiihrten Steuern in den Vorjahren haben - siehe oben - gerundet pro Jahr € 12.000,00
betragen. Fiir 2014 sind die bereits bezahlten € 3.300,00 in Abzug zu bringen; die
verbleibenden Betrage sind mangels gegenteiliger Anhaltspunkte zu gleichen Teilen in freier
Beweiswirdigung den einzelnen strafrelevanten Lohnzahlungszeitraumen zuzuordnen.

Daraus erschlief$t sich letztendlich, dass der Beschuldigte als Geschaftsfiihrer der B-GmbH
bedingt vorsatzlich betreffend die genannten Lohnzahlungszeitraume Lohnsteuern in Hohe
von insgesamt € 20.700,00 (Janner bis Marz, Juni bis Dezember 2014 jeweils € 870,00 und
Janner bis Dezember 2015 jeweils € 1.000,00) nicht bis zum flinften Tag nach Falligkeit an das
Finanzamt Salzburg-Stadt abgefiihrt hat und hiedurch Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49
Abs. 1 lit. a FinStrG begangen hat.

9. Zusatzlich trifft auch die B-GmbH gemal § 3 Abs. 2 VbVG iVm § 28a FinStrG insoweit eine
finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit, als A als ihr Geschaftsfiihrer, sohin als ihr
Entscheidungstrager im Sinne des § 2 Abs. 1 VbVG iVm § 28a FinStrG, zugunsten des
Verbandes und unter Verletzung der den Verband treffenden abgabenrechtlichen Pflichten
die oben beschriebenen Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG begangen
hat.

10. Zur Bemessung der Strafe fiir den Beschuldigten ist auszufiihren:

Gemal § 23 Abs. 1 FinStrG ist Grundlage fiir die Strafbemessung zunachst die Schuld des
Taters.

GemaR § 23 Abs. 2 und 3 FinStrG sind bei der Ausmessung der Strafe die Erschwerungs- und
Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander
abzuwagen und zusatzlich die persdnlichen Verhaltnisse und die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit des Taters zu berlcksichtigen. Es gelten die §§ 32 bis 35 StGB sinngemal.

Es ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob die Verkiirzung oder der Abgabenausfall endgiiltig
oder nur voriibergehend hatte eintreten sollen. Es ist realistisch, dass laut den Vorstellungen
des A die Nichtentrichtung der Lohnabgaben fiir die Animierdamen bzw. die B-GmbH auf
Dauer zu einer rechtswidrigen Entlastung flihren sollte.
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Ein Unterschreiten eines Betrages von 10 % des Strafrahmens ist gemald § 23 Abs. 4 FinStrG
nur bei Vorliegen besonderer Griinde zuldssig; die in Frage kommenden Umstande
rechtfertigen eine aulerordentliche Milderung trotz mildernder Aspekte zumal in Anbetracht
der zu beachtenden Spezial- und Generalpravention jedoch nicht, wenngleich die Strafe im
unteren Bereich auszumessen ist (siehe nachstehend).

Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG werden gemal$ § 49 Abs. 2 FinStrG
mit einer Geldstrafe bis zur Halfte der nicht abgefiihrten Abgabenbetrdage geahndet, wobei
nach § 21 Abs. 1 und 2 FinStrG eine einheitliche Geldstrafe in Form der Summe dieser
Strafdrohungen zu berechnen ist.

Die sich aus den vom Beschuldigten begangenen Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49
Abs. 1 lit. a FinStrG ergebende Strafdrohung betragt daher € 870,00 X 10 = € 8.700,00
zuziglich € 1.000,00 X 12 =€ 12.000,00 ergibt € 20.700,00, davon die Halfte, sohin

€ 10.350,00.

Lage daher beim Beschuldigten ein durchschnittliches Verschulden vor, hielten einander die
Erschwerungs- und Milderungsgriinde die Waage und bestlinden bei A durchschnittliche
persénliche und wirtschaftliche Verhaltnisse, ergabe sich solcherart ein Ausgangswert von
gerundet € 5.000,00.

Dem Erschwerungsgrund der Mehrzahl der deliktischen Sdumnisse iber einen Zeitraum von
zwei Jahren hinweg stehen als mildernd gegeniber die laut Abfragen aus dem Strafregister
und Finanzstrafregister gegebene finanzstrafrechtliche Unbescholtenheit des A sowie die laut
Abfrage des Abgabenkontos der B-GmbH erfolgte Schadensgutmachung.

Seit der Begehung der verfahrensgegenstandlichen Finanzordnungswidrigkeiten sind
nunmehr bereits mehr als flinf Jahre vergangen, weshalb sich der Strafverfolgungsanspruch
der Republik Osterreich abgeschwicht hat.

Dem Abgabenkonto der B-GmbH ist auch zu entnehmen, dass etwa beginnend ab Marz 2018
entsprechende Lohnsteuern berechnet und abgefiihrt werden, woraus sich ein nunmehriges
diesbezligliches steuerliches Wohlverhalten ableiten lasst.

Wenngleich solcherart der Bestrafung des Finanzstraftaters nicht mehr die anfangliche
Dringlichkeit zukommt, hat die Geldstrafe aber dennoch eine solche Hohe zu erreichen, dass
dies weder von A noch von anderen Personen in gleicher Lage und in seinem Geschaftsumfeld
gleichsam als Freibrief flir ahnliche Finanzvergehen missverstanden werden kann.

In gesamthafter Abwagung dieser Argumente und unter Bedachtnahme auf die personlichen
und wirtschaftlichen Verhaltnisse des Beschuldigten, darunter die Sorgepflichten des A, wie
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oben dargestellt, erweist sich daher eine Geldstrafe von € 3.000,00 als tat- und
schuldangemessen.

Die obigen Argumente gelten auch fir die Bemessung der Ersatzfreiheitsstrafe, welche
spruchgemaR mit zehn Tagen festzusetzen war.

11. Zur Bemessung der VerbandsgeldbuRe ist auszufiihren:

Wiederum gelten grundsatzlich die oben dargelegten Argumente, wobei jedoch statt der
personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse des Finanzstraftaters diejenigen des belangten
Verbandes heranzuziehen sind. Bedenkt man die derzeit angespannte Geschaftslage aufgrund
der Einschrankungen durch das Covid-19-Virus, war die GeldbulRe spruchgemaB noch weiter
abzumildern.

12. Die Verfahrenskosten griinden sich auf § 185 Abs. 1 lit. a FinStrG, wonach sowohl dem
Beschuldigten als auch dem belangten Verband pauschal ein Kostenersatz im Ausmal} von
10% der verhdangten Geldstrafe bzw. VerbandsgeldbulRe, maximal aber jeweils ein Betrag von
€ 500,00, vorzuschreiben war.

Zahlungsaufforderung:

Die VerbandsgeldbufRe und die Kosten des Finanzstrafverfahrens sind gemaR § 171 Abs. 1 und
§ 185 Abs. 4 FinStrG mit Ablauf eines Monates nach Rechtskraft dieser Entscheidung fallig und
sind auf das BAWAG-P.S.K.-Konto der Finanzstrafbehorde zu entrichten, widrigenfalls
Zwangsvollstreckung durchgefiihrt werden musste. Ein Ansuchen um eine allfallige

Zahlungserleichterung ware beim Finanzamt einzubringen.

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird. Als wesentlich fiir die gegenstandliche Entscheidung hat sich vielmehr die
vorzunehmende Beweiswirdigung und das anzuwendende Ermessen erwiesen.

16 von 17



Seite 17 von 17

Salzburg-Aigen, am 11. Mai 2020

17 von 17



	Entscheidungsgründe
	Zur Entscheidung wurde erwogen:


